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1 Einleitung

1.1 Die Zielsetzung von HGB, IFRS und EStG

Die Jahresabschlüsse nach dem Handelsgesetzbuch (HGB), den internationalen
Rechnungslegungsstandards bzw. International Financial Reporting Standards
(IFRS) und dem Einkommensteuergesetz (EStG) unterscheiden sich in deren
Adressatenkreis, da diese drei Rechtsnormen unterschiedliche Zielsetzungen ver-
folgen.

Handelsgesetzbuch

Die Zielsetzung des Jahresabschlusses nach HGB besteht in erster Linie in der
Erfüllung der Eigner- und Gläubigerschutzfunktion sowie der Dokumentations-
funktion und der Zahlungsbemessungsfunktion zur Ermittlung des ausschüt-
tungsfähigen Gewinns.

Der Jahresabschlusses ist dabei gemäß § 252 Abs.1 Nr. 4 HGB nach den Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) und unter Beachtung des Vorsichts-,
des Realisations- und des Imparitätsprinzips aufzustellen, wodurch dessen Funk-
tionen hinreichend befriedigt werden sollen.

International Financial Reporting Standards

Durch den IFRS-Abschluss soll eine internationale Vergleichbarkeit des Abschlus-
ses erreicht werden. Ein übergeordnetes Interesse besteht aus Sicht des Interna-
tional Accounting Standards Board für aktuelle und potenzielle Investoren und
der Vermittlung entscheidungsnützlicher Informationen bei deren Anlageent-
scheidung. Ein Nebenziel des Jahresabschlusses besteht in der Erfüllung der
Rechenschaftsfunktion. Wesentlich ist jedoch, begründet durch die besondere
Stellung von Investoren, die Erfüllung der Informationsfunktion, wobei eine sehr
marktnahe und zukunftsorientierte Bewertung erfolgt.

Einkommensteuergesetz

Der Jahresabschluss nach dem deutschen Steuerrecht richtet sich lediglich an die
Finanzverwaltung. Mit ihm soll die steuerliche Leistungsfähigkeit des Unterneh-
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mens und die Bemessungsgrundlage für Einkommensteuer, Körperschaftsteuer
und Gewerbesteuer ermittelt werden. Die Vermittlung von Informationen für
Investoren oder andere Personen ist nicht Gegenstand des steuerrechtlichen Jah-
resabschlusses.

1.2 Die Modernisierung des Bilanzrechts und deren Zielset-
zung im Hinblick auf Pensionsrückstellungen

Am 26. März 2009 ist das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) im Bun-
destag verabschiedet worden. Am 3. April 2009 erfolgte die Zustimmung des
Bundesrats, woraufhin das Gesetz am 28. Mai 2009 verkündet wurde. Am
darauffolgenden Tag trat es in Kraft.

Das BilMoG gilt als die größte Bilanzreform seit dem Bilanzrichtliniengesetz 1985.
Ziel ist es, das HGB-Bilanzrecht zu einer dauerhaften und im Verhältnis zu den
internationalen Rechnungslegungsstandards vollwertigen, aber kostengünstige-
ren und einfacheren Alternative weiterzuentwickeln. Vor allem kleinen und mittel-
großen Unternehmen soll dadurch die Möglichkeit zur Nutzung eines modernen
Bilanzrechts eröffnet werden, ohne direkt auf die IFRS übergehen zu müssen.1 Da
die bisherigen handelsrechtlichen Vorschriften zur Behandlung von Pensionsver-
pflichtungen im internationalen Vergleich als Schwachpunkt der deutschen Rech-
nungslegung angesehen wurden, stellt deren Reform durch das BilMoG eine der
wesentlichsten Änderungen dar.

Gemäß Art. 66 Abs. 3 EGHGB war das BilMoG verpflichtend auf Jahres- und Kon-
zernabschlüsse für Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember
2009 begannen. Es bestand zudem das Wahlrecht auf vorzeitige Anwendung
des BilMoG für Jahres- und Konzernabschlüsse betreffend Geschäftsjahre, die
nach dem 31. Dezember 2008 begannen. Dies verlangte jedoch eine ganzheitli-
che Anwendung der Vorschriften.

1 Vgl. Regierungsentwurf zum Gesetz zur Modernisierung der Bilanz.
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Aus der Praxis:

Rund 80 Prozent der kleinen und mittleren Unternehmen in Deutschland
erstellten bislang eine sog. Einheitsbilanz, in der die handelsrechtlichen Wert-
ansätze mit denen der Steuerbilanz übereinstimmten. Abweichungen wurden
lediglich in einer Überleitungsrechnung dargestellt.

1.3 Grundlagen

1.3.1 Drei-Säulen-Modell der Altersversorgung

Die Altersversorgung deutscher Arbeitnehmer besteht aus einem sog. Drei-Säu-
len-Modell. Die erste Säule bildet die gesetzliche Versorgung in Form der Renten-
versicherung. Als zweite Säule dient die private Zusatzversorgung. Die dritte Säule
ist die betriebliche Altersversorgung des Arbeitnehmers, zu der die Pensions-
zusage zählt. Für diese muss das bilanzierende Unternehmen grundsätzlich eine
Pensionsrückstellung bilden.

Circa 52 Prozent der in der Privatwirtschaft tätigen Personen hatten zum Jahres-
ende 2007 eine Zusage für eine betriebliche Altersversorgung.1 Vor allem vor
dem Hintergrund wirtschaftlich unsicherer Zeiten und eines demografischen Wan-
dels gewinnen Pensionszusagen zunehmend an Relevanz für Unternehmen ver-
schiedenster Rechtsformen und Größen.

Die arbeitsrechtliche Basis für die betriebliche Altersversorgung in Deutschland bil-
det das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (BetrAVG).
Dies gilt jedoch nur, sofern der Versorgungsberechtigte nicht als beherrschender
Gesellschafter-Geschäftsführer einzustufen ist, da in diesem Fall der Gesellschafts-
vertrag sowie der Arbeitsvertrag die Rechtsgrundlage bilden.

Die betriebliche Versorgungszusage ist zunächst unabhängig vom Durchfüh-
rungsweg und deren Finanzierung die Grundlage für die Bilanzierung und Bewer-
tung einer Pensionsverpflichtung.

1 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2008) S.126.
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1.3.2 Definition der Pensionsrückstellung

Für den Begriff der Pensionsrückstellung gibt es keine Legaldefinition. Sie kann
jedoch als Rückstellung für Leistungen zur Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebe-
nenversorgung bezeichnet werden, die einem Arbeitnehmer aufgrund seines
Arbeitsverhältnisses zugesagt wird, vgl. § 1 Abs.1 BetrAVG.

Neben Verpflichtungen gegenüber Arbeitnehmern sind auch solche Versorgungs-
verpflichtungen den Altersversorgungsverpflichtungen zuzuordnen, die gegen-
über einem Organmitglied oder gegenüber einem Gesellschafter einer Personen-
gesellschaft aufgrund eines Dienstverhältnisses zugesagt worden sind. Ebenso
zählen Versorgungsverpflichtungen gegenüber externen Beratern des bilanzie-
renden Unternehmens, die aufgrund einer Tätigkeit für das Unternehmen zuge-
sagt worden sind, zu den Altersversorgungsverpflichtungen.1

1.3.3 Arten von Pensionsverpflichtungen

Pensionsverpflichtungen gegenüber Arbeitnehmern können zum Einen in Form
von laufend zu zahlenden Pensionen bestehen. Die Pensionszahlung erfolgt im
Regelfall lebenslänglich bis zum Tode des Empfängers oder des Hinterbliebenen,
wobei auch eine befristete Zahlung möglich ist.

Ferner kann sie auch in Form einer Einmalzahlung aufgrund einer Kapitalzusage
vereinbart werden, wobei dies seit Inkrafttreten des BetrAVG zunehmend häufi-
ger angewandt wird, da bei einer Kapitalzusage, im Gegensatz zu laufenden Pen-
sionen nur alle drei Jahre eine sog. Anpassungsprüfung vorgenommen werden
muss. Diese Prüfung verpflichtet den Arbeitgeber gem. § 16 Abs.1 Satz 1
BetrAVG den realen Wert der Betriebsrente zu erhalten und regelmäßige Anpas-
sungen vorzunehmen, es sei denn, die sich daraus ergebende Mehrbelastung ist
dem Unternehmen aufgrund seiner wirtschaftlichen Lage nicht zuzumuten.

Beide Formen sind in der Regel an ein auslösendes Ereignis wie Alter, Invalidität
oder Tod gebunden. Die betriebliche Altersversorgung dient somit der finanziel-
len Absicherung biometrischer Risiken des Arbeitnehmers.

1 Vgl. Ergänzung des IDW RS HFA 30 zur Bilanzierung von Altersversorgungsverpflichtungen, in:
IDW- Fachnachrichten, Nr. 8/2011, Düsseldorf 2011, Rn. 7.
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Nach HGB und EStG

Handels- und steuerrechtlich stehen dem bilanzierenden Unternehmen für die
Durchführung der Pensionszusage zwei verschiedene Arten zur Verfügung, was
sich auch aus § 1 Abs.1 Satz 2 BetrAVG ergibt. Sie kann entweder in Form einer
mittelbaren Pensionszusage oder durch eine unmittelbare Pensionszusage, der
sog. Direktzusage erfolgen.

• Mittelbare Pensionszusagen

Im Falle einer mittelbaren Pensionszusage erfolgt die Erfüllung der Versor-
gungsverpflichtung durch Zwischenschaltung eines externen Versorgungsträ-
gers. Der Arbeitgeber zahlt somit Beiträge an einen rechtlich selbstständigen
Versorgungsträger, der im Versorgungsfall an den Arbeitnehmer leistet.

Bei mittelbaren Pensionszusagen kommen fünf verschiedene Versorgungsträ-
ger in Betracht. Dies kann eine Unterstützungskasse, eine Pensionskasse, ein
Pensionsfonds, eine Direktversicherung oder eine Zusatzversorgungskasse
sein.

Zu unterscheiden von der Direktversicherung ist jedoch die Rückdeckungsver-
sicherung. Bei dieser ist das bilanzierende Unternehmen immer der Versor-
gungsberechtigte und Empfänger der Leistungen. Der Arbeitgeber kann mit
den Leistungen der Rückdeckungsversicherung die Versorgungsleistungen an
den Arbeitnehmer finanzieren, jedoch unterliegt er keiner Verpflichtung, die
Mittel derartig zu verwenden.1

Unabhängig von der Wahl des Versorgungsträgers besteht gemäß § 1 Abs.1
Satz 3 BetrAVG eine Subsidiärhaftung des Arbeitgebers gegenüber dem Ver-
sorgungsberechtigten, falls der Versorgungsträger seinen Zahlungen nicht
nachkommt oder die Versorgungseinrichtung nicht über genügend Vermögen
zur Leistungserfüllung verfügt. In diesem Fall kann daher trotz mittelbarer Pen-

1 Vgl. Ergänzung des IDW RS HFA 30 zur Bilanzierung von Altersversorgungsverpflichtungen, in:
IDW- Fachnachrichten, Nr. 8/2011, Düsseldorf 2011, Rn. 42.
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5



sionszusage eine unmittelbare Pensionsverpflichtung für das Unternehmen
entstehen und somit ein bilanzieller Ansatz bedingt werden.1

Aufgrund des versicherungsmathematischen Äquivalenzprinzips, welches
besagt, dass der Barwert der zukünftigen Leistungen zu Finanzierungsbeginn
dem Barwert der zukünftigen Beiträge entspricht, ist eine Unterdeckung i.d.R.
nicht gegeben. Im Folgenden wird daher stets von einer unmittelbaren Pensi-
onszusage ausgegangen.

• Unmittelbare Pensionszusagen

Die Pensionsverpflichtung in Form einer unmittelbaren Pensionszusage bzw.
Direktzusage bedeutet, dass sich der Arbeitgeber verpflichtet, die Versor-
gungsleistung im Versorgungsfall selbst an den Arbeitnehmer zu leisten, ohne
dabei einen externen Versorgungsträger in Anspruch zu nehmen.

Auf freiwilliger Basis kann das Unternehmen Vermögen zur Finanzierung der
künftigen Leistungszahlungen aufbauen. Dies kann beispielsweise in Form von
Rückdeckungsversicherungen, Wertpapieren oder Sachanlagevermögen erfol-
gen.2

Im Falle einer Gesamtrechtsnachfolge oder eines nach § 4 BetrAVG zulässigen
Rechtsgeschäfts bleibt die Versorgungsverpflichtung des Unternehmens wei-
terhin bestehen.

Aus der Praxis:

Die unmittelbare Pensionszusage ist die häufigste Methode zur Erfüllung
gewährter Versorgungszusagen im handels- und steuerrechtlichen Jahres-
abschluss.

1 Vgl. Ergänzung des IDW RS HFA 30 zur Bilanzierung von Altersversorgungsverpflichtungen, in:
IDW- Fachnachrichten, Nr. 8/2011, Düsseldorf 2011, Rn. 36 f.

2 Vgl. Ergänzung des IDW RS HFA 30 zur Bilanzierung von Altersversorgungsverpflichtungen, in:
IDW- Fachnachrichten, Nr. 8/2011, Düsseldorf 2011, Rn.10.
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Nach IFRS

Ein deutlicher Unterschied gegenüber der handels- bzw. steuerrechtlichen Dar-
stellung besteht bei Pensionsrückstellungen nach IFRS darin, dass Pensionsver-
pflichtungen nicht nach der Art des Durchführungswegs, vgl. IAS 19.24, oder der
Gewährung eines Rechtsanspruchs kategorisiert werden.

Nach IFRS wird in sog. beitragsorientierte Pensionszusagen (defined contribution
plans, IAS 19.25) und leistungsorientierte Pensionszusagen (defined benefit plans,
IAS 19.7) unterschieden.

• Beitragsorientierte Pensionszusagen

Bei der beitragsorientierten Pensionszusage verpflichtet sich der Arbeitgeber
lediglich zur Zahlung fester Beiträge an externe Versorgungsträger, von denen
später die Pensionsleistung erbracht wird.

Weitere Nachschussverpflichtungen sowie die Garantie von Leistungen an den
Pensionsberechtigten in bestimmter Höhe bestehen für den Arbeitgeber nicht.
Die gezahlten Beiträge können entweder in absoluter Höhe vereinbart sein
oder in Relation zu dem Gehalt des Arbeitnehmers oder auch dem Umsatz
oder Gewinn des Unternehmens stehen. Sofern Überschüsse aus der Ver-
mögenslage des externen Versorgungsträgers erwirtschaftet werden, ist das
Unternehmen jedoch auch daran nicht beteiligt.

Aufgrund § 1 Abs.1 BetrAVG besteht in Deutschland grundsätzlich noch die
Subsidiärhaftung des Arbeitgebers für die zum Aufbau der betrieblichen Alters-
versorgung eingezahlten Beträge.

Direktversicherungen und Pensionskassen bzw. Pensionsfonds können als defi-
ned contribution plans eingestuft werden, was insbesondere gilt, wenn die
Beitragszusage mit einer Mindestleistung entsprechend § 1 Abs. 2 Nr. 2
BetrAVG erfolgt, bei der der externe Versorgungsträger die Garantie über-
nimmt und sämtliche Überschüsse dem Pensionsberechtigten zustehen.

• Leistungsorientierte Pensionszusagen

Leistungsorientierte Pensionszusagen bilden im Gegenzug alle Zusagen, die
nicht als beitragsorientierte Zusagen eingestuft werden können. Das Unterneh-
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men verpflichtet sich somit selbst gegenüber dem Arbeitnehmer, künftige Pen-
sionsleistungen zu erbringen, welche i.d.R. in Relation zu den Dienstjahren
und / oder der Gehaltshöhe stehen.

Der Arbeitgeber ist für die Bereitstellung ausreichender Mittel verantwortlich
und trägt sämtliches Risiko, für den Fall, dass Zahlungsverpflichtungen höher
als erwartet ausfallen. Unmittelbare Pensionszusagen und Unterstützungskas-
sen sind aufgrund der Arbeitgeberhaftung grundsätzlich als defined benefit
plans zu klassifizieren.
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